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Antrag zum Länderrat der WASG am 03./04.12.2005 

Antragsteller: Kreisversammlung Rendsburg-Eckernförde - Schleswig / Holstein

Antragsthema: §17 der BuSa

Antragsbegehren: 
Der Länderrat möge beschließen, die Regelung des §17 BuSa Absatz 1und 2 betreffend die Ämterhäufung und Trennung von Amt und Mandat, treten abweichend von der Übergangsregelung bereits zum Bundesparteitag der WASG im März 2006 in Kraft.
Antragsbegründung: 

9.4. der Übergangsregelung dient ausschließlich der Sicherstellung der Handlungsfähigkeit der Partei nach einer Bundestagswahl bis zur Nachwahl auf dem darauf folgenden Bundesparteitag. Wäre die Wahl wie vorgesehen in 2006 gewesen, wäre das alles so richtig. Da die Wahl nun aber auf 2005 vorgezogen wurde, müßte folgerichtig auch das Ende der Übergangsregelung dem entsprechend in 2006 außer Kraft gesetzt werden. 

Da es für unsere dem BuVo noch angehörende Mandatsträger unmöglich sein dürfte, beide Aufgaben und die daraus erwachsenden Verpflichtungen sachgerecht wahrzunehmen, gebietet es die Sicherstellung der Handlungsfähigkeit der Partei, dass spätestens auf dem Bundesparteitag im März 2006 der Bundesvorstand entsprechend der Regelung des § 17 Bundessatzung nachgewählt wird.
Kreis Rendsburg-Eckernförde, Schleswig / Holstein                             gez.: W. Marschall
